
Europäisches
Zivilverfahrensrecht

in Österreich VI

Aktuelle Entwicklungen

herausgegeben von

Dr. Philipp Anzenberger Dr. Peter G. Mayr
Univ.-Prof. in Innsbruck Univ.-Prof. i. R. in Innsbruck

Dr. Martin Trenker
Univ.-Prof. in Innsbruck

Wien 2024

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung



Zitiervorschlag: Autor, [Titel], in Anzenberger/Mayr/Trenker (Hrsg), Europäisches Zivilver-
fahrensrecht in Österreich VI (2024) [Seite]

Die Fachtagung und/oder Herausgabe dieses Sammelbandes haben finanzielle Beiträge
nachangeführter Institutionen ermöglicht:

Land Vorarlberg
Land Tirol

Leopold-Franzens-Universität Innsbruck
Rechtswissenschaftliche Fakultät der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck

Industriellenvereinigung Landesgruppe Tirol

Alle Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und Verbreitung sowie der Über-
setzung, vorbehalten. Kein Teil des Werkes darf in irgendeiner Form (durch Photokopie, Mi-
krofilm oder ein anderes Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des Verlages reproduziert
oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder

verbreitet werden.

Sämtliche Angaben in diesem Werk erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr; eine
Haftung der Herausgeber, Autor:innen sowie des Verlages ist ausgeschlossen.

ISBN 978-3-214-25548-0

© 2024 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Wien
Telefon: (01) 531 61-0

E-Mail: verlag@manz.at
www.manz.at

Datenkonvertierung und Satzherstellung: Druckerei Robitschek, 1050 Wien
Druck: Prime Rate Kft., Budapest



Vorwort der Herausgeber
Der vorliegende Tagungsband liefert die Schriftfassung zur 6. „Tagung zum

Europäischen Zivilverfahrensrecht in Österreich“, die am 29. 6. 2023 in Innsbruck
stattgefunden hat. Ziel dieser Veranstaltung war es (in bewährter Tradition der
Tagungsreihe), aktuelle Entwicklungen im Bereich des Europäischen Zivilverfah-
rensrechts darzustellen und diese aus der Perspektive des österreichischen Rechts-
systems zu beleuchten und zu diskutieren. Behandelt wurden dabei einerseits die
jüngsten „heißen Eisen“ im Bereich der facheinschlägigen Sekundärrechtsakte,
nämlich die Brüssel IIb-Verordnung, die noch immer einer Umsetzung harrende
Verbandsklagen-Richtlinie sowie die in Aussicht gestellte (und bereits jetzt hef-
tig kritisierte) Insolvenzrechtsharmonisierungs-Richtlinie. Diskutiert wurde aber
auch die aktuelle Rsp des EuGH und des OGH zur internationalen Zuständigkeit
sowie zur Anerkennung und Vollstreckung nach der Brüssel Ia-Verordnung sowie
zur prozessualen „Ausstrahlung“ der Klausel-Richtlinie auf das österreichische
Zivilverfahrensrecht.

Der nicht ganz unbeträchtliche zeitliche Abstand zur letzten Ausgabe die-
ses Forums (im Juni 2017) erklärt sich einerseits mit den Unwägbarkeiten der
Corona-Pandemie, andererseits mit dem jüngsten „Generationenwechsel“ am
Institut für Zivilgerichtliches Verfahrensrecht der Universität Innsbruck, der
sich nunmehr auch in einer neuen Zusammensetzung des Veranstalter- und
Herausgeberteams manifestiert. Dem Mitbegründer der Tagungsreihe, Herrn
em. o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard König, der nicht nur maßgeblich zur Etablierung
dieses Formats beigetragen hat, sondern auch weiterhin bereitwillig als Ratgeber
zur Verfügung steht, sei an dieser Stelle unser herzlicher Dank ausgesprochen.

Aufrichtig danken möchten wir auch unseren Sponsorinnen und Sponsoren
sowie den Vortragenden der Tagung für ihre ausnahmslos herausragenden Bei-
träge. Herzlicher Dank gebührt schließlich dem Verlag MANZ für die Druckle-
gung des Tagungsbands sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Insti-
tuts, insb Frau Univ.-Ass. Mag.a Lena Gaggl und Herrn Univ.-Ass. Mag. Bernhard
Hager, für ihre tatkräftige Unterstützung bei der Organisation der Tagung und
der Erstellung des Tagungsbands.

Innsbruck, im November 2023
Philipp Anzenberger

Peter G. Mayr
Martin Trenker
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Martin Trenker

Schlusswort:
Europäisches Zivilverfahrensrecht
in Österreich – o tempora, o mores!?

Übersicht:
I. Ein Blick zurück

II. Ein Blick nach vorne
A. Zur (Un-)Sinnhaftigkeit legislativer Entwicklungen
B. Inkonsistenz europäischer Rechtsprechung
C. Untätigkeit des nationalen „Umsetzungsgesetzgebers“
D. Dennoch: Mutig in die neuen Zeiten

I. Ein Blick zurück
Die Fortsetzung der Tagungsreihe zum Europäischen Zivilverfahrensrecht

in Österreich gibt Anlass, mit einem Ausdruck des Dankes zurückzublicken.
Namentlich gebührt dieser Dank den beiden „Vätern“ dieser Veranstaltung,
Bernhard König und Peter Mayr, die dem Europäischen Zivilverfahrensrecht und
dabei insb seiner Einbettung ins österreichische Recht bereits frühzeitig ihre Auf-
merksamkeit und Energie widmeten. Ertrag dieser Beschäftigung waren – nebst
anderen Werken – nicht weniger als fünf Tagungen und Tagungsbände (wobei
zu betonen ist, dass Peter Mayr weiterhin als Mitveranstalter und -herausgeber
fungiert und der nunmehrigen Zahl VI an Tagungen/Tagungsbänden hoffentlich
noch viele weitere hinzufügen wird).

Es ist damit auch ihr Verdienst, dass das Europäische Zivilverfahrensrecht
hierzulande in einer Intensität und Qualität durchdrungen wurde, die im Ver-
hältnis zur vergleichsweise geringen Bevölkerungszahl Österreichs – oder besser:
zur geringen „Forscher:innenzahl“ – mE beachtlich ist. In jedem Fall verdienen
Bernhard König und Peter Mayr Anerkennung für ihre Weitsicht und Dank für
ihre (bisherigen) Leistungen in diesem Rechtsbereich!

II. Ein Blick nach vorne
Lässt man viele der Erkenntnisse der diesjährigen Tagungsbeiträge auf sich

wirken, so fällt der Blick auf die Zukunft des Europäischen Zivilverfahrensrechts
allerdings nicht gleichermaßen positiv aus wie der Rückblick auf die „Historie“
dieser Veranstaltung.
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A. Zur (Un-)Sinnhaftigkeit legislativer Entwicklungen
Um mit etwas Positivem zu beginnen: Allgemein ist das Europäische Zivil-

verfahrensrecht ein Musterbeispiel für die Sinnhaftigkeit europäischer Har-
monisierungsgesetzgebung. Das gilt zweifellos auch für die Einführung der
Brüssel IIb-VO, deren „Highlights“ betreffend die grenzüberschreitende Schei-
dung Martin Weber in seinem Beitrag aufbereitet.1) Denn sie sorgt im sensiblen
Rechtsbereich der Ehe und Obsorge nicht nur für Rechtssicherheit – mag auch
die Zuständigkeitsregelung im Einzelnen etwas überbordend und unübersicht-
lich anmuten2) –, sondern gewährleistet durch die Anerkennungs- und Vollstre-
ckungsregeln3) insb auch effektiveren Rechtsschutz in grenzüberschreitenden
Angelegenheiten. Kurzum: Es handelt sich um eine legislative Entwicklung, die
eine im europäischen Rechtsraum bestehende Lücke schließt.

Völlig anders ist es hingegen mit der geplanten Insolvenzrechts-Harmoni-
sierungs-RL,4) deren mannigfaltige Probleme Georg Kodek in seinem Vortrag5)
bereits anklingen hat lassen. Der Vorschlag für diese RL ist vielmehr paradig-
matisch für eine – bereits von Peter Mayr6) kritisierte – Entwicklung in der eu-
ropäischen Gesetzgebung, die ohne überzeugende Rechtfertigung und mE auch
ohne ersichtliche Notwendigkeit stets neue Rechtsbereiche für harmonisierungs-
bedürftig erklärt.7) An diesem „Muster“ ist generell zu kritisieren, dass zum einen
die Kompetenzgrundlagen des AEUV8) in bedenklicher Weise überstrapaziert
werden, zum anderen durch ständige neue Rechtsakte zwangsläufig Rechtsun-
sicherheit in die – oftmals bewährten – Usancen der Mitgliedstaaten hineinge-
tragen wird. Konkret ist aber auch der Inhalt der geplanten Regelungen mehr
als nur kritisch zu sehen. Insb gehen die avisierten Vorschriften zur Liquidation
zahlungsunfähiger „Kleinstunternehmen (microenterprises)“ (Art 38–57 RL-E)
derart stark an den praktischen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten vorbei, dass
deren Umsetzung letztlich katastrophale Ergebnisse für den Gläubigerschutz er-
warten ließe.

1) Weber, Internationales Scheidungsrecht nach der Brüssel IIb-VO, 95.
2) Krit etwa auch Neumayr/Weber in Mayr, EuZVR2 Rz 4.11; zu den alternativen

Zuständigkeitsanknüpfungspunkten im Einzelnen oben Weber, Internationales Schei-
dungsrecht, 95 (97 ff).

3) Dazu auch Lugani in Garber/Lugani (Hrsg), Die Brüssel IIb-Verordnung (2022)
Rz 12/1 ff.

4) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts, COM (2022) 702 final.

5) Von einer Schriftfassung dieses Vortrags wurde verständlicherweise abgesehen,
weil Georg Kodek sein Referat dankenswerterweise erst „last minute“ gehalten hat, um die
Lücke zu füllen, die sich aufgrund der nicht rechtzeitigen Umsetzung der Verbandskla-
gen-RL ergeben hat.

6) Oben Mayr, Entwicklung und Stand des europäischen Zivilverfahrensrechts, 1
(10).

7) In besonderer Weise trifft dies auf die offensichtliche Absicht zu, das Anfech-
tungsrecht aller Mitgliedstaaten dem deutschen Recht anzugleichen.

8) Konkret stützt sich die Kommission auf Art 114 AEUV. Mit sehr guten Gründen
krit dazu Weitzmann, EU-Richtlinienvorschlag erinnert an einen Geisterfahrer ohne Fahr-
erlaubnis, ZInsO 2023, 757.



Schlusswort: Europäisches Zivilverfahrensrecht in Österreich 169

B. Inkonsistenz europäischer Rechtsprechung
Aber auch die europäische Rsp zum „Muttergesetz“ des europäischen Zivil-

verfahrensrechts, der Brüssel Ia-VO, ist zunehmend kritisch zu beäugen. Ein gu-
tes Beispiel dafür ist die von Martina Melcher9) ausführlich dargestellte EuGH-
Judikatur zum Deliktsgerichtsstand bei reinen Vermögensschäden. Der Mangel
an ersichtlichen abstrakten Abgrenzungskriterien zwischen mehreren einschlä-
gigen Entscheidungen10) lässt die für Zuständigkeitstatbestände so bedeutsame
Vorhersehbarkeit des relevanten Anknüpfungsmerkmals, konkret jenes des Orts
der Verursachung oder des Eintritts des Schadens, zunehmend illusorisch er-
scheinen.11) Aber auch die Frage, inwieweit die Rs C-568/20, J/H Limited12) zur
Anerkennung und Vollstreckung von solchen Urteilen, die die „Entscheidung“
eines Drittstaats in nationale Sachentscheidungen „transformieren“, mit der Rs
C-700/20, London Steam-Ship13) zur vergleichbaren Problematik bei Schieds-
sprüchen vereinbart werden kann, bereitet Kopfzerbrechen, wie Thomas Gar-
ber14) treffend aufgezeigt hat.

Den „größten Wildwuchs“ an kaum mehr konsistent erfassbarer Judikatur
beschert aber zweifellos die EuGH-Rsp zur AGB-Kontrolle im Anwendungsbe-
reich der Klausel-RL. Welche bedenklichen Probleme dies im materiellen Recht
hervorruft, wurde im Schrifttum bereits mehrfach herausgearbeitet.15) Dass das
Desiderat nach bestmöglichem Verbraucherschutz aber auch nicht Halt vor dem
Prozessrecht macht und der EuGH dabei mE einmal mehr die Grenzen ausgewo-
gener Interessenabwägung zugunsten eines offenbar unbegrenzten Verbraucher-
schutzbedürfnisses überschreitet, dürfte spätestens nach der Aufarbeitung der
Auswirkungen dieser Judikatur auf das österreichische Zivilprozessrecht durch
Malte Kramme16) klar geworden sein.

9) Melcher, Die internationale Zuständigkeit nach der Brüssel Ia-VO, 11 ff.
10) Siehe etwa EuGH 28. 1. 2015, C-375/13, Kolassa/Barclays Bank,

ECLI:EU:C:2015:37; 16. 6. 2016, C-12/15, Universal Music, ECLI:EU:C:2016:449;
12. 9. 2018, C-304/17, Löber, ECLI:EU:C:2018:701; 12. 5. 2021, C-709/19, VEB,
ECLI:EU:C:2021:377.

11) Instruktiv Oberhammer, Methodenfragen zum Deliktsgerichtsstand bei reinen
Vermögensschäden, ecolex 2019, 138 (139 ff); vgl ferner Oberhammer, Deliktsgerichts-
stand am Erfolgsort reiner Vermögensschäden, JBl 2018, 750.

12) EuGH 7. 4. 2022, C-568/20, J/H Limited, ECLI:EU:C:2022:264.
13) EuGH 20. 6. 2022, C-700/20, London Steam-Ship, ECLI:EU:C:2022:488.
14) Garber, Judikaturrückblick zur Anerkennung und Vollstreckung, 47 (65 ff, insb

72 ff).
15) Geroldinger, Ergänzende Auslegung von Verbraucherverträgen trotz Verbots der

geltungserhaltenden Reduktion? ÖBA 2013, 27; Told, Folgen missbräuchlicher Klauseln
in Verbraucherverträgen, JBl 2019, 541 (Teil 1), 623 (Teil 2); Vonkilch, EuGH in der Rs
Dziubak: Ein weiterer Schwanengesang auf § 914 ABGB, Zak 2019, 428; Perner/Spitzer,
Vertragsflickschusterei von Kásler bis Gupfinger – der EuGH und die Lücken, ÖJZ 2022,
1053; Kronthaler, Der EuGH und die Lückenfüllung durch dispositives Recht, Zak 2023,
284 uvm.

16) Kramme, Durchsetzung des europäischen Verbraucherrechts im österreichi-
schen Zivilprozess, 107 ff.
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Der Hauptgrund für diese Inkonsistenzen mag zu einem gewissen Grad in
der Natur der Sache liegen: Der EuGH versucht verständlicherweise, dem kon-
kreten Fall und (!) der konkreten Rechtsordnung – im wahrsten Sinne des Wor-
tes – gerecht zu werden. Die Konzeption des Vorabentscheidungsverfahrens ist
jedoch darauf ausgerichtet, Klarheit über die abstrakte Auslegung der jeweils in
Frage stehenden unionsrechtlichen Vorschrift zu schaffen. Es ist nun in der Tat
keine Überraschung, wenn eine auf den Einzelfall fokussierte, aber systembedingt
allgemein formulierte Aussage mitunter über das Ziel hinauszuschießt. Dennoch
legt der EuGH nach meinem Eindruck gerade bei diesem Spagat zu wenig Vor-
bzw Weitsicht an den Tag. Das könnte wiederum damit zusammenhängen, dass
viele EuGH-Richter:innen aufgrund des in den meisten Mitgliedstaaten in erster
Linie politisch motivierten Besetzungsverfahrens17) nicht über die ideale Vorer-
fahrung zur Bewältigung dieser schwierigen Aufgabe verfügen, wie sie etwa eine
Tätigkeit als Richter:in eines nationalen Höchstgerichts (betreffend das europä-
ische Zivilverfahrensrecht idealerweise mit Kognitionsbefugnis über zivilrechtli-
che Agenden) mit sich brächte. Eine wesentliche Verbesserung könnte aber auch
schlicht dadurch erzielt werden, dass der EuGH den Mut fände, sich klar und
deutlich von abweichender und offenbar als unrichtig qualifizierter Vorjudika-
tur zu distanzieren. Es bleibt also zu hoffen, dass sich die Entscheidungskultur
des Höchstgerichts der Union, vielleicht aber auch die „Besetzungskultur“ in den
Mitgliedstaaten, den wachsenden Herausforderungen, die sich mit der steigen-
den Anzahl an Vorlagefragen zu „verwandten“ Fragestellungen ergeben, insoweit
anpassen wird.

C. Untätigkeit des nationalen „Umsetzungsgesetzgebers“
Die weitaus größte Kritik, die durch die vorstehenden Beiträge veranlasst

wurde, gebührt aber zweifellos dem nationalen Umsetzungsgesetzgeber: Auch
wenn sich Österreich dabei in „guter Gesellschaft“ befindet oder zumindest
befand,18) so ist mit der – von erkennbaren Koalitionszwistigkeiten geprägten –
Art und Weise, wie unverfroren die Umsetzungsfrist für die Verbandsklagen-RL
ignoriert wurde, eine rote Linie überschritten worden.19) Dass dies in Anbetracht
der ausdifferenzierten rechtswissenschaftlichen Diskussion, ausländischer Um-
setzungsvorbilder sowie konkreter Vorarbeiten im Justizministerium keineswegs
sachlich zu rechtfertigen, geschweige denn notwendig war, zeigt der Beitrag von
Petra Leupold und Georg Kodek eindrucksvoll auf.20)

17) Vgl dazu bereits König in König/Mayr, EuZVR IV 159 (163).
18) Umsetzungsgesetze fehlen mittlerweile (abgefragt am 10. 1. 2024) allerdings of-

fenbar nur noch für Luxemburg, Polen und Estland (abgefragt auf EUR-Lex: EUR-Lex –
32020L1828 – EN – EUR-Lex [https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/NIM/?uri=uri
serv:OJ.L_.2020.409.01.0001.01.DEU]).

19) Überaus lesenswert dazu jüngst Oberhammer, Politikum Verbandsklage, VbR
2023, 117.

20) Kodek/Leupold, Die Umsetzung der Verbandsklagen-Richtlinie, 126 ff.
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D. Dennoch: Mutig in die neuen Zeiten
Diese bedenklichen Entwicklungen auf legislativer (europäisch wie natio-

nal) und justizieller Ebene, die zugegebenermaßen etwas – negativ – zugespitzt
formuliert sind, sollen freilich nicht als Appell zu verstehen sein, den „Kopf in den
Sand“ zu stecken. Vielmehr soll sich die „juristische Zivilgesellschaft“ umso mehr
aufgerufen fühlen, Mut zu beweisen und ihren Beitrag dazu zu leisten, diesen
Entwicklungen nach Kräften entgegenzuwirken:

Die Wissenschaft möge für unrichtig befundene EuGH-Entscheidungen
ebenso wenig als unumkehrbare Weichenstellungen akzeptieren, wie sich die
nationalen Gerichte in solchen Fällen trotz eines scheinbaren acte éclairé21) von
einer neuerlichen Vorlage abhalten lassen sollten, um dem EuGH die Chance zur
notwendigen Richtungsänderung zu geben. Unnötigen und praktisch verfehlten
Gesetzgebungsinitiativen vermag auch auf europäischer Ebene mit Stellungnah-
men, idealerweise im Schulterschluss von Gerichtsbarkeit, Anwaltei und Wissen-
schaft, begegnet zu werden. Die Untätigkeit des nationalen Gesetzgebers könnte
schließlich über (Populär-)Medien ins Rampenlicht gerückt werden, um zumin-
dest den Druck auf die jeweilige Regierung zu erhöhen. All das wird keineswegs
stets von Erfolg gekrönt sein und häufig mit frustriertem Aufwand einhergehen
– den Versuch sollte es aber allemal wert sein.22)

21) Vgl zur verwandten Acte-clair-Rsp EuGH 27. 3. 1963, C-28 bis 30/62, Da Cos-
ta, ECLI:EU:C:1963:6; ferner EuGH 6. 10. 1982, C-283/81, CILFIT, ECLI:EU:C:1982:335;
15. 9. 2005, C-495/03, Intermodal Transports, ECLI:EU:C:2005:552; 9. 9. 2015, C-160/14,
Ferreira da Silva, ECLI:EU:C:2015:565 uvm; s auch Obert, Neues vom acte clair – Über-
sicht über ältere und aktuelle Rechtsprechung des EuGH, GPR 2019, 206.

22) Es ist mir ein Anliegen zu betonen, dass mir der insoweit bestehende Verbesse-
rungsbedarf „vor der eigenen Haustüre“ durchaus bewusst ist.




